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Bericht des Abgeordneten Dr. Staratzke 


Die Verordnung, die am 24. Juni 1967 in Kraft 
getreten ist, wurde vom Herrn Präsidenten mit 
Schreiben vom 5. September 1967 dem Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit Frist zum 
13. Oktober 1967 zur Behandlung zugewiesen. Es 
handelt sich um eine sogenannte Nachlaufverord- 
nung, bei der der Deutsche Bundestag nach § 77 
Abs. 5 des Zollgesetzes (altes Recht) noch ein Auf- 
hebungsrecht in einer Frist von vier Monaten nach 
Verkündung hat. 

Die Kommission hat die Bundesrepublik ermäch- 
tigt, auf Rohaluminium der Tarifnr. 76.01 -A, das 
aus dritten Ländern im Rahmen eines Zollkontingents 
von 21 000 t eingeführt wird, bis zum 31. Dezember 
1967 einen Außenzollsatz von 2 Vo anzuwenden. 

Die Bundesrepublik hat bisher Aluminiumoxyd- 
herstellern, die in der Bundesrepublik weder eine 
eigene Elektrolyse-Anlage haben, noch durch eine 
Vereinigung von Unternehmen mit einer Elek- 
trolyse-Anlage in der Bundesrepublik verbunden 
sind, im Rahmen eines jährlichen Zollkontingents 
von 21 000 t Zollfreiheit gewährt. Voraussetzung ist 
jedoch, daß für die Einfuhr von jeweils einer Tonne 
Rohaluminium mindestens jeweils zwei Tonnen 
Aluminiumoxyd ausgeführt werden. 


Die Bundesrepublik ist gemäß Artikel 23 Abs. 1 
des EWG-Vertrages verpflichtet, ihre nationalen 
Außenzollsätze den Zollsätzen des Gemeinsamen 
Zolltarifs anzugleichen, so daß für das genannte 
Rohaluminium gegenwärtig ein Zollsatz von 5,4 Vo 
(60 ®/o des vertragsgemäßen EWG-Zollsatzes von 
9 ^/ü) anzuwenden wäre. Die Bundesregierung hatte 
jedoch bei der Kommission beantragt, jegliche An- 
gleichung des deutschen Kontingentszollsatzes 
(„frei") an den Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs 
9 ‘^/o) aufzuschieben. 

Die Kommission ließ sich in ihrer Entscheidung 
über diesen Antrag indessen davon leiten, daß sich 
die Verwirklichung der Zollunion bereits in einer 
vorgerückten Phase befinde. Das Petitum der Bun- 
desregierung wurde dem Grunde nach anerkannt, 
jedoch wurde es gleichzeitig für erforderlich gehal- 
ten, hinsichtlich der betreffenden Einfuhren mit der 
Erfüllung der sich aus Artikel 23 des EWG-Vertrages 
ergebenden Verpflichtungen der Gemeinschaft ge- 
genüber zu beginnen. Der Zollsatz für das genannte 
Kontingent wurde deshalb auf 2 Uo festgesetzt. 

Der Wirtschaftsausschuß empfiehlt dem Plenum, 
von seinem Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu 
machen. 


Bonn, den 5. Oktober 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
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